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ZEITGESPRÄCH

Umstrittene Reform 
der Bundespost

Die Bundesregierung hat ¡Kürzlich den Referentenentwurf zur geplanten Reform der 
Deutschen Bundespost vorgelegt. Dr Christian Schwarz-Schilling erläutert den Entwurf. 

Kurt van Haaren und Dr Tyll Necker nehmen zum Reformvorhaben Stellung.

Christian Schwarz-Schilling

Post 2000: Zukunftsorientiert -  innovativ -  kundennah

Mit dem Anfang März als Refe
rentenentwurf vorgelegten 

Konzept „Post 2000“ ist klargestellt, 
wie die Eckpunkte der Neustruk
turierung des Post- und Fernmelde
wesens und der Deutschen Bun
despost künftig aussehen sollen. 
Das Konzept „Post 2000“ ist ausge
wogen, schlüssig, wird den spezifi
schen Gegebenheiten in der Bun
desrepublik Deutschland und den 
berechtigten Interessen aller Post
kunden gerecht.

Ausgangspunkt für dieses Neu
strukturierungsvorhaben ist die Er
kenntnis, daß weltweit für alle Indu
strienationen die Verfügbarkeit be
darfsgerechter, preiswerter und in
novativer Informations- und Kom
munikationsdienste der wichtigste 
Faktor zur Erhaltung ihrer Wettbe
werbsfähigkeit wird. Informations
und Kommunikationstechniken ha
ben längst den Rang einer Schlüs
seltechnologie, und deren Entwick
lungsbedingungen sind entschei
dend dafür, ob ein Land im Konzert 
der führenden Industriestaaten 
künftig noch eine wichtige Rolle 
spielen kann oder ins zweite Glied 
zurückfällt.
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Es besteht kein Zweifel daran, 
daß die Deutsche Bundespost in 
der Vergangenheit ein leistungsfähi
ges Angebot von Post- und Fern
meldediensten bereitgestellt hat. 
Die Entwicklung der Technik und der 
Märkte, insbesondere im Fernmel
dewesen, schreitet jedoch so rasch 
voran, daß die traditionellen Struktu
ren nicht mehr in der Lage sind, den 
differenzierten Wünschen der Kun
den zeit-, preis- und sachgerecht 
nachzukommen. Das Konzept 
„Post 2000“ sieht deshalb vor, die 
bestehenden institutionellen und 
ordnungspolitischen Gegebenhei
ten an die veränderten Marktbedin
gungen anzupassen und ihnen 
durch eine Neustrukturierung mehr 
Flexibilität, Marktnähe und Innova
tionsfähigkeit zu verleihen.

Heute wird das Post- und Fern
meldewesen in der Bundesrepublik 
Deutschland noch weitgehend von 
der Deutschen Bundespost be
stimmt. Die zunehmende Differen
zierung der Nachfrage läßt künftig 
eine solche Konzentration auf einen 
einzigen Anbieter nicht mehr zu. Die 
Post kann nicht alle Anforderungen 
des Telekommunikationsmarktes

maßgeschneidert erfüllen. Es kann 
auch gar nicht im Interesse der 
Volkswirtschaft sein, diese Dienst
leistungsvielfalt für spezielle Kun
dengruppen uneingeschränkt der 
staatlichen Daseinsvorsorge unter
zuordnen, Auch die internationalen 
Erfahrungen gehen eindeutig in 
diese Richtung. Nahezu in allen In
dustrieländern der Welt ist zu beob
achten, daß monopolistische Struk
turen der vielfältigen Dynamik nicht 
mehr gewachsen sind und sich, so
fern sie bestehenbleiben, zu einem 
großen Hindernis für die Wachs
tums- und Innovationskräfte entwik- 
keln.

Neue Rahmenbedingungen sind 
also notwendig, die eine Vielfalt der 
Angebote in den Marktsegmenten 
ermöglichen und fördern, in denen 
sich die Kundenbedürfnisse sehr 
schnell weiterentwickeln. Dieses 
Ziel Ist am besten durch mehr Wett
bewerb, der sich auch in anderen 
Wirtschaftsbereichen zum Vorteil 
der Kunden ausgewirkt hat, zu errei
chen, Durch mehr marktwirtschaftli
che Elemente sollen Vielfalt und 
Preiswürdigkeit der Dienste und An
wendungen verbessert und die
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Chancen des raschen Fortschritts 
in den Informations- und Kommuni
kationstechniken voll ausgeschöpft 
werden.

Wettbewerb kann jedoch nur 
dann zu den gewünschten Effekten 
führen, wenn auch weiterhin eine 
zuverlässige, gleichmäßige und 
preiswerte Grundversorgung für 
alle Nutzer von Leistungen des 
Post- und Fernmeldewesens gesi
chert bleibt. Darauf aufbauend kön
nen sich dann neue zusätzliche An
gebote für bestimmte Zielgruppen 
entwickeln, ohne daß die Bedürf
nisse der Allgemeinheit vernachläs
sigt werden. Die Aufgaben der infra
strukturellen Grundversorgung wer
den deshalb auch künftig von der 
Deutschen Bundespost wahrge
nommen. Der Briefträger kommt 
also nach wie vor in gewohnter 
Weise an die Tür, und jeder Bürger 
kann sein Telefon auch künftig von 
der Post haben. In der Bereitstel
lung flächendeckender Infrastruktu
ren und Massendienste, die für alle 
Kundengruppen wichtig sind, liegt 
ohnehin ihre Stärke.

In allen anderen Bereichen soll 
der Grundsatz des Wettbewerbs 
herrschen. Insbesondere zur Befrie
digung von Nischenangeboten wird 
zusätzlich eine Vielzahl von Anbie
tern notwendig. Natürlich wird sich 
auch die Deutsche Bundespost ne
ben ihrer gemeinwirtschaftlichen 
Aufgabenstellung aktiv an diesen 
Wettbewerbsmärkten beteiligen. 
Vor dem Hintergrund dieser Zielset
zungen hat das Konzept „Post 
2000“ zwei Schwerpunkte:

□  Durch neue ordnungspolitische 
Rahmenbedingungen werden die 
Wettbewerbschancen auf den Fern
meldemärkten erweitert,

□  durch eine Neustrukturierung 
der Deutschen Bundespost werden 
die infrastrukturelle Aufgabenerfül
lung und die Konkurrenzfähigkeit
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auf den Wettbewerbsmärkten ge
stärkt.

Ordnungspolftische Eckpunkte

Auch im Fernmeldewesen soll 
künftig der Grundsatz des Wettbe
werbs gelten. Das Monopol des 
staatlichen Anbieters muß die zu be
gründende Ausnahme sein. Zur 
Wahrung der Infrastrukturbedeu
tung und -Verantwortung des Fern
meldewesens bleibt das Netz- und 
Telefondienstmonopol erhalten. 
Ausnahmen vom Netzmonopol soll 
es nur in den klar abgrenzbaren 
„drahtlosen“ Bereichen geben, in 
denen durch Wettbewerb die Ent
wicklung innovativer Teilmärkte ge
fördert werden kann, ohne dabei die 
Infrastrukturaufgaben zu gefähr
den. Dies gilt für Satelliten- und Mo
bilfunk. Satellitenfunkanlagen nie
derer Bitraten (bis 15 Kbit/sec) kön
nen zukünftig bei Erfüllung der funk
technischen Anforderungen freizü
gig von Privaten errichtet und bethe
ben werden. Für Satellitenfunkanla
gen höherer Bitraten bleibt weiter
hin ein spezielles Genehmigungs
verfahren des Bundesministers für 
Post und Telekommunikation erhal
ten. Die Genehmigung für solche 
Anlagen wird allerdings nur unter 
bestimmten Bedingungen versagt
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werden können. Im Bereich der mo
bilen Funkdienste sollen schnellst
möglich die Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden, daß 1989 Wett
bewerb realisiert werden kann. Im 
geplanten europaeinheitlichen zel
lularen digitalen Funktelefonnetz, 
das 1991/1992 errichtet werden soll, 
wird neben der Telekom ein weiterer 
Anbieter zugelassen.

Bei allen Fernmeldediensten, 
ausgenommen Telefondienst, soll 
zukünftig grundsätzlich Wettbewerb 
zwischen Telekom und privaten An
bietern herrschen. Die Erträge aus 
dem Telefondienst sind notwendig, 
um die wirtschaftliche Basis der 
Deutschen Bundespost zum Aus
bau der Fernmeldenetze und zur Er
füllung der Infrastrukturaufgaben zu 
erhalten. Bei allen Endgeräten, also 
auch beim einfachen Hauptan
schluß, ist künftig offener und freier 
Wettbewerb vorgesehen, an dem 
sich die Telekom nach eigenem Er
messen beteiligen kann. Endgeräte 
bedürfen einer Zulassung, die von 
einer verselbständigten Zulas
sungsstelle erteilt wird.

Da die Deutsche Bundespost so
wohl im Monopol als auch in Wettbe
werbsmärkten tätig ist, müssen 
Rahmenbedingungen für einen fai
ren Wettbewerb geschaffen wer
den. Insbesondere muß sicherge
stellt werden, daß Monopolgewinne 
nicht marktverzerrend eingesetzt 
werden. Dies schließt nicht die Mög
lichkeit aus, daß in der Anlaufphase 
auch die Dienste in Wettbewerbsbe
reichen für eine gewisse Zeit aus 
Monopolerträgen finanziert wer
den. Auch die Kosten durch Infra
strukturaufgaben müssen durch 
Überschüsse aus Monopolberei
chen gedeckt werden. Neben der 
Einhaltung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen wird 
deshalb künftig der Bundesminister 
für Post und Telekommunikation 
eine besondere Aufsicht und regu
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lierende Kontrolle über die Deut
sche Bundespost ausüben.

Damit die Post auf den Wachs
tumsmärkten der Zukunft auch un
ter Wettbewerbsbedingungen er
folgreich agieren kann, müssen frei
zügigere Rahmenbedingungen ge
schaffen werden, welche die An
wendung der Grundsätze und Me
thoden moderner Unternehmens
führung zulassen. Darüber hinaus 
muß die Neustrukturierung der 
Deutschen Bundespost sicherstel
len, daß die wirtschaftlichen Voraus
setzungen erhalten bleiben, damit 
die Deutsche Bundespost auch wei
terhin das flache Land preiswert 
und zuverlässig mit ihren Post- und 
Fernmeldedienstleistungen bedie
nen kann.

Der Entwurf der neuen Unterneh
mensverfassung sieht deshalb vor, 
daß politisch/hoheitliche und unter
nehmerische Aufgaben getrennt 
werden. Dadurch werden die Unab
hängigkeit der Deutschen Bundes
post von politischen Einflüssen ver
stärkt und die Entstehung größerer 
unternehmerischer Freiräume ge
fördert. Außerdem ist beabsichtigt, 
für die unternehmerischen Aufga
ben drei öffentliche Unternehmen 
einzurichten.

□  Deutsche Bundespost POST
DIENST

□  Deutsche Bundespost POST
BANK

□  Deutsche Bundespost TELE
KOM

Trotz dieser Aufgliederung bleibt 
die Einheit der Deutschen Bundes
post im Sinne von Art. 7 GG erhal
ten. Die drei Unternehmen bilden 
das Sondervermögen „Deutsche 
Bundespost“ . Die Einheit der Deut
schen Bundespost wird außerdem 
in einer ganzen Reihe von Vorschrif
ten deutlich, die die Beziehungen 
zwischen den drei Unternehmen re
geln. So werden die unterschied
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liehen Dienstleistungsaufgaben 
auch künftig im Verbund angeboten. 
Das heißt, es wird beispielsweise 
keine gesonderten Geschäftsstel
len der Postbank geben, sondern 
die Leistungen im Giro- und Spar
kassendienst werden weiterhin in 
den Postämtern angeboten.

Drei Unternehmen -  warum?

Diese Aufgliederung in drei Unter
nehmen ist aus sachlichen Gründen 
dringend erforderlich. Auf der Orts
ebene gibt es bei der Post schon 
heute eine Dreiteilung: Postämter, 
Postgiroämter und Fernmeldeäm
ter, ln den letzten Jahren ist immer 
deutlicher geworden, daß mit einer 
einheitlichen Leitungs- und Füh
rungsstruktur die vielfältigen Aufga
ben nicht mehr sachgerecht erfüllt 
werden können. Die drei Unterneh
men bieten ihre Leistungen auf un
terschiedlichen Märkten an, die Ar
beitsabläufe sind verschieden, und 
die Infrastrukturen unterscheiden 
sich ebenfalls ganz wesentlich.

Dieser Trend wird sich künftig 
noch verstärken, weil die Komplexi
tät und Vielfältigkeit technischer 
Entwicklungen neue Kundenbedürf
nisse und Märkte schaffen. Es wird 
zunehmend auf schnelle Reaktions
fähigkeit und Entscheidungspro
zesse ankommen. Nur mit getrenn
ten Leitungsstrukturen kann das he
terogene Dienstleistungsangebot 
auch vernünftig gemanagt werden.

Die Leitung der drei Unterneh
men wird künftig Vorständen über
tragen, die jeweils von einem Auf
sichtsrat überwacht werden. Die Zu
sammensetzung der Aufsichtsräte 
ist der bei der Bundesbahn ähnlich 
und sieht Vertreter des Bundesra
tes, der Wirtschaft, des Personals 
und sonstige Vertreter vor, die vom 
Bundesminister für Post und Tele
kommunikation vorgeschlagen wer
den, Diese „Entpolitisierung“ der 
Aufsichtsräte im Vergleich zum heu

tigen Postverwaltungsrat ist in sich 
logisch, denn die politisch-hoheitli- 
chen Aufgaben werden künftig vom 
Bundesminister für Post und Tele
kommunikation wahrgenommen, 
während alle betrieblichen Aufga
ben den drei Unternehmen oblie
gen.

Der Minister trägt wie jeder an
dere Minister auch die politische 
Verantwortung gegenüber dem Par
lament. Er legt die mittel- und lang
fristigen Ziele für die Unternehmen 
der Deutschen Bundespost fest. 
Aus dem Tagesgeschäft hält er sich 
heraus. Außerdem bestimmt er die
jenigen Dienstleistungsaufgaben, 
die zur Sicherung einer zuverlässi
gen und gleichmäßigen Infrastruk
tur notwendig sind.

Ein weiterer Eckpunkt des Ge
setzentwurfs ist die Neuregelung 
der Finanzbeziehungen zum Bund. 
Die Ablieferung der Deutschen Bun
despost an den Bundeshaushalt 
soll nach einer Übergangsregelung 
bis 1992 dem Grunde nach erhalten 
bleiben. Nur der Höhe nach soll die 
Ablieferung künftig neu bemessen 
werden, und zwar entsprechend der 
fiktiven steuerlichen Betastung der 
drei Unternehmen. Sie fließt aller
dings auch weiterhin ungeteilt dem 
Bund zu, denn sie bleibt Ablieferung 
des Sondervermögens an das 
Stammvermögen.

Bei der Vorbereitung der Post auf 
den Wettbewerb spielt die Vergröße
rung des Handlungsspielraums im 
Personalbereich eine zentrale 
Rolle, Derzeit ist die Deutsche Bun
despost einer Reihe von restriktiven 
Regelungen des Beamten-, Besol- 
dungs- und Tarifrechts ausgesetzt, 
die sich an der Aufgabenstellung 
von Verwaltungen orientieren, aber 
an den Belangen eines am Markt tä
tigen oder gar im Wettbewerb ste
henden modernen Wirtschaftsun
ternehmens Vorbeigehen, Der Ge
setzentwurf für eine neue Postver

177



ZEITGESPRÄCH

fassung sieht deshalb Sonderrege
lungen im Bereich des Personalwe
sens vor. Diese beziehen sich insbe
sondere auf die Stellenplanober
grenzen, auf die zum Markterfolg 
notwendige Personalgewinnung 
und auf die Möglichkeiten zur Stei
gerung der Leistungsbereitschaft

der Mitarbeiter Besondere Leistun
gen und Erfolge sollen künftig auch 
durch entsprechende Belohnungen 
gewürdigt werden.

Die Eckpunkte des Konzepts 
„Post 2000“ machen deutlich, daß 
hier ein vernünftiger Mittelweg ein
geschlagen wurde. Extremforderun

gen fanden darin keinen Platz. 
Noch Ende April wird das Konzept 
„Post 2000“ im Kabinett behandelt. 
Ich hoffe, daß die Beratungen im 
Parlament zügig nach der Sommer
pause stattfinden, denn bereits im 
Jahr 1989 sollen die ersten Reform
schritte eingeleitet werden.

Kurt van Haaren

Gegen die Interessen der Bürger und Verbraucher

Die Deutsche Postgewerkschaft 
hat den von Bundespostmini

ster Dr Schwarz-Schilling vorgeleg
ten „Entwurf eines Gesetzes zur 
Neustrukturierung des Post- und 
Fernmeldewesens und der Deut
schen Bundespost“ einer genauen 
Prüfung unterzogen. Der nach au
ßen hin als Konzept „Post 2000" 
verkaufte Gesetzentwurf bleibt eine 
feine Umschreibung für die Absicht 
Dr Schwarz-Schillings, die Deut
sche Bundespost vollkommen um
zukrempeln oder wie wir sagen sie 
zu zerschlagen. Bei ihrer Einschät
zung des Neustrukturierungskon
zepts läßt sich die Deutsche Postge
werkschaft davon leiten, daß der 
Dreh- und Angelpunkt, der zentrale 
Bewertungsmaßstab aller Reform
pläne, die Auswirkungen auf die Bür
ger und Arbeitnehmer sein müssen.

Der hohe Stellenwert der Kom
munikation fordert höchste Vertrau
lichkeit, bedarf der staatlichen Ge
währleistung des Briefgeheimnis
ses, des Fernmeldegeheimnisses 
und des Datenschutzes. Viel zu ge
wichtige Fragen stehen auf dem 
Spiel, als daß sie in wesentlichen 
Bereichen der Logik von Markt, 
Marktmacht und Marktbeherr
schung unterworfen werden dürfen. 
Eine öffentliche Gesamtverantwor
tung für die Kommunikationsversor
gung ist notwendig und erforderlich, 
um Mißbrauch auszuschließen,
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zum Beispiel der technischen Kon
trolle und Überwachung. Und 
schließlich haben alle Bürger An
spruch auf gleichen Zugang zu mo
dernen Kommunikationsdienstlei
stungen, zu gleichen Bedingungen 
und überall.

Es ist schon bezeichnend, daß in 
der Pressemitteilung des Bundes
postministers vom 1. 3. 1988 zum 
Konzept „Post 2000“ die Absicht for
muliert ist: „Der Grundsatz des 
Wettbewerbs soll auch im Fernmel
dewesen künftig die Regel und das 
Monopol des staatlichen Anbieters 
die Ausnahme sein.“ Folgerichtig 
beschränkt sich Dr Schwarz-Schil
ling nicht nur auf eine neue Organi
sationsform mit Vorständen und Auf
sichtsräten, sondern er will eine völ
lig andere Philosophie, eine andere 
wirtschafts- und gesellschaftspoliti
sche Ausrichtung der Deutschen 
Bundespost. Gewollt ist die Privati
sierung der Deutschen Bundespost 
durch die Hintertür, ist ihre Kommer
zialisierung. Aus diesem Grunde 
lehnt die Deutsche Postgewerk
schaft den Gesetzentwurf des Post
ministers entschieden ab. Warum 
dies so ist, will ich an fünf Punkten 
verdeutlichen und begründen.

□  Der Postminister will die nach 
dem zur Zeit geltenden Postverwal
tungsgesetz bestehende dienende 
Funktion der Deutschen Bundes
post, ihre gemeinwirtschaftliche

Aufgabenstellung, zurückdrängen, 
sie betriebswirtschaftlichen Krite
rien und einer Gewinnorientierung 
unterordnen: Anstatt wie bisher die 
Deutsche Bundespost auf die 
Grundsätze der Politik der Bundes
republik Deutschland zu verpflich
ten, soll sie, dem Gesetzentwurf 
nach, nur noch auf die Politik der 
Bundesregierung ausgerichtet wer
den. Die Infrastrukturleistungen und 
die Daseinsvorsorge sollen, so die 
Vorstellungen des Postministers, 
nur auf die wirtschaftlichen Möglich
keiten der jeweiligen Teilunterneh
men begrenzt werden. Auch sollen 
die einzelnen Dienste in der Regel 
ihre vollen Kosten und einen ange
messenen Gewinn erwirtschaften. 
Mit anderen Worten Aufgaben und 
Aufgabenvollzug werden den Markt
erfordernissen, nicht gesamtgesell
schaftlichen Erfordernissen unter
geordnet.

□  Der Postminister will die Einheit 
von Post- und Fernmeldewesen auf- 
lösen, er will die Deutsche Bundes
post im Prinzip in drei selbständige 
Teilunternehmen zerschlagen: Das 
lukrative Fernmeldewesen (Unter
nehmen Telekom) wird aus dem 
Postwesen (Unternehmen Post
dienst) ausgegliedert, das Bankwe
sen (Unternehmen Postbank) vom 
Postwesen losgelöst. Hoheit und 
Betrieb werden getrennt. Noch im 
November 1986, bezeichnenderwei
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se 1 Va Monate vor der letzten Bun
destagswahl, schrieb derselbe Post
minister in der „Telepost 11/86“ : „Ich 
sage aber noch einmal ganz deutlich, 
daß aus meiner Sicht eine Trennung 
des Post- und Fernmeldewesens 
nicht in Frage kommt. Für die organi
satorische Einheit des Post- und 
Fernmeldewesens in der Bundesre
publik Deutschland sprechen die Ver
bundvorteile, die sich durch den ge
meinsamen Einsatz des Personals, 
der Sach-, Finanz- und Kommunika
tionsmittel ergeben.“ Das eine vor 
der Wahl, das andere nach der 
Wahl. Das sind die Tatsachen.

Die Deutsche Postgewerkschaft 
sieht darin, daß der Postminister 
aufgrund der Kritik an der Zerschla
gung der Einheit der Deutschen 
Bundespost jetzt ein Direktorium 
konstruiert hat, dessen Aufgaben 
und Kompetenzen lediglich die Fik
tion der Einheit der Deutschen Bun
despost im Sondervermögen auf
rechterhalten sollen, einen weiteren 
Täuschungsversuch. Denn dieses 
Direktorium hat keinerlei entschei
dende wirtschaftliche, betriebliche 
und personelle Zuständigkeiten,

Die Zerschlagung der Deutschen 
Bundespost untergräbt das bislang 
gültige Globalkostendeckungsprin
zip, die Erhaltung der Mischkalkula
tion bei Gebühren über alle Berei
che und gefährdet den Ausgleich 
guter und schlechter Risiken. Glo
balkostendeckung braucht die 
Deutsche Bundespost jedoch, um 
strukturbedingte Defizite auszuglei
chen; z, B. im Paketdienst, der unter 
schwerer Wettbewerbsverzerrung 
leidet. Und wir brauchen den Aus
gleich zwischen Post- und Fernmel
dewesen, um politische Lasten in 
Höhe von 1,7 Mrd. DM zu finanzie
ren. Das reicht vom DDR-Postab- 
kommen über den Postzeitungs
dienst bis hin zum Sozialtelefon. Wir 
treten deshalb ein für soziale Ge
bühren statt Preisen, wie sie der 
Markt hergibt. Wir wollen keine
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Kommunikationsprivilegierten und 
Kommunikationsunterprivilegier

ten, Weder der Geldbeutel noch der 
Unterschied zwischen Stadt und 
Land dürfen darüber entscheiden, 
ob das Bedürfnis der Bürgerinnen 
und Bürger nach Kommunikations
dienstleistungen befriedigt wird 
oder nicht.

□  Der Postminister unterminiert 
die dauerhafte wirtschaftliche Le
bensfähigkeit der Deutschen Bun
despost: Die Zulassung von Netz
konkurrenz und die Eröffnung des 
totalen Wettbewerbs bei allen Dien
sten -  ausgenommen den Telefon
dienst -  liefert die Bundespost der 
Rosinenpickerei durch Private aus. 
Mit der Unterscheidung von Mono
pol-, Pflichtleistungen und freien 
Leistungen bei den Diensten gibt Dr 
Schwarz-Schilling privaten Konkur
renten die Chance, der bei den 
Rlichtleistungen mit Infrastruktur
auflagen versehenen Deutschen 
Bundespost beliebig und in allen lu
krativen Bereichen Konkurrenz zu 
machen. Und selbst die wettbe
werblichen Ausnahmebereiche, wie 
das durchlöcherte Netzmonopol 
und das Telefondienstmonopol der 
Deutschen Bundespost, bedürfen, 
so der Postminister, der ständigen 
Begründung ihrer Legitimität. Im Er
gebnis stellt sich so eine finanzielle 
Ausräuberung des Fernmeldewe
sens ein, die praktisch eine Quer
subvention vom Unternehmen „Te
lekom" zum Unternehmen „Post
dienst“ unmöglich macht,

Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen

□  Der Bundespostminister entde- 
mokratisiert und bürokratisiert die 
Deutsche Bundespost: Durch die 
Zerschlagung der Deutschen Bun
despost findet eine Vervierfachung 
der Bürokratie statt. Drei Vorstände 
und ein Ministerium, vier Personal
abteilungen, vier Personalvertretun- 
gen, drei Aufsichtsräte und so wei

ter und so fort; all das führt nicht zu 
weniger, sondern zu mehr Bürokra
tie, Auch von daher sind die Zer
schlagungspläne des Postministers 
wahrhaftig kein Beitrag zur Steige
rung der Effizienz, Für sich rekla
miert der Postminister Durchgriffs
rechte auf alle drei Teilunterneh
men; er betreibt ein Postmodell in 
diesem Teilbereich, mit insoweit na
hezu monarchistischen Zügen: 
ohne einen ihm beigegebenen Post
verwaltungsrat, der in wichtigen Fra
gen, z, B. der Infrastrukturdienste, 
mitentscheidet, ohne Einbindung 
der Länder beim Hoheitsträger, dort 
wo über Regional- und Strukturpoli
tik entschieden werden muß, ohne 
Bündelung der personalrechtlichen 
Interessen hin zu einem Hauptper
sonalrat und ohne zentrale gewerk
schaftliche Verhandlungskompe
tenz.

□  Der Postminister setzt die Be
schäftigten der Deutschen Bundes
post einem erhöhten Leistungs
druck aus und verschlechtert die Ar
beitsbedingungen: Was die Arbeiter 
und Angestellten anbelangt, so 
plant Dr. Schwarz-Schilling, das ein
heitliche Tarifvertragsrecht für die 
Bundespost zu zerstören. Hinsicht
lich der auch von uns für erforderlich 
gehaltenen Auflösung der Einver
nehmensregelung mit dem Bundes
innenminister hat der Postminister 
bislang wenig vorzuweisen. So sind 
etwa widerrufliche Zulagen für we
nige oder die Möglichkeit der Herab
stufung von Beamten noch lange 
kein positives Beispiel für mehr und 
notwendige Beweglichkeit im Per
sonalbereich.

Durch die Erfahrungen aus Groß
britannien wissen wir, daß die Ar
beitnehmer die Zeche einer Um
wandlung der Bürgerpost in eine 
Unternehmerpost bezahlen, und 
zwar mit Arbeitsplatzabbau, durch 
Lohndrückerei, verschärften Lei
stungsdruck und Arbeitshetze so
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wie mit vermehrter Teilzeitarbeit aus 
Prinzip und mit Verlust von Ausbil
dungsplätzen. Die Zeche einer sol
chen Politik zahlen auch die Bürger, 
wie dies bereits der von Dr 
Schwarz-Schilling angekündigte 
„Tarif 90“ für den Telefonverkehr be
weist. Dadurch sollen tiefgreifend 
sozial wichtige Gebührenstrukturen 
geändert werden. Die großen Ge
winner dieser geplanten Gebühren
strukturmaßnahmen sind die Viel
sprecher und die Geschäftskunden. 
Und schließlich werden die Gebüh
renausfälle der Bundespost zugun
sten der Großkunden sich negativ 
auf das Postwesen auswirken. Ne
ben einem erhöhten Rationalisie
rungsdruck und der Verschlechte
rung der Dienstleistungen wird es 
dort auch zu Gebührenerhöhungen 
kommen.

Vielfältige Widerstände

Trotz dieser miserablen Bilanz 
sieht es so aus, als ob der Postmini
ster seine Neustrukturierung der 
Bundespost sozusagen „durchzie
hen“ will, und zwar

□  gegen alle Gewerkschaften, alle 
Personalräte, die Sozialverbände 
(so etwa VdK und AWo),

□  gegen die Verbraucher (Erklä
rung AVG),

□  gegen die Städte und Gemein
den (schriftliche Stellungnahme 
und Beschlüsse des Städte- und 
Gemeindetages),

□  gegen die CDA, deren Vorstand 
hat am 19. 2. 1988 einstimmig be
schlossen, es sei erforderlich, „daß 
die Deutsche Bundespost als öffent
liche, finanzielle, organisatorische, 
personelle und gemeinsame Be
triebsverwaltung für das Post- und 
Fernmeldewesen erhalten bleiben 
muß. Eine Aufteilung in selbstän
dige Unternehmen entspricht die
sem Grundsatz nicht“ ,

□  gegen anderslautende Erklärun
gen -  auf jeden Fall in der Tendenz 
anderslautend -  maßgeblicher 
Postpolitiker aus CDU/CSU, wie 
z. B. Gerhard O. Pfeffermann und 
Dr Erich Riedl, Richard Stücklen, 
Rudi Geil, Josef Linsmeier und so 
weiter und so fort, die der Postmini
ster alle im Regen stehen läßt,

□  gegen die SPD, die Grünen,

□  gegen die Erklärung von Mini
sterpräsidenten, wie z. B. Klaus We- 
demeier (Bremen) oder Johannes 
Rau (NRW), und viele, viele andere 
mehr

Ein Postminister, der nicht in der 
Lage ist, einen gesamtgesellschaft
lichen Konsens über die Zukunft der 
Deutschen Bundespost herbeizu
führen, der hat seine politische 
Glaubwürdigkeit total verspielt, eine 
Postreform wahrhaftig im Interesse 
der Verbraucher, der Arbeitnehmer 
und der Gesamtwirtschaft machen 
zu wollen.

Die Deutsche Postgewerkschaft 
ist nicht gegen notwendige Refor
men bei der Deutschen Bundes
post. Sie sagt aber entschieden 
nein zu Zerschlagung, Ausverkauf, 
Rosinenpickerei -  also einer Privati
sierung durch die Hintertür W ir sa
gen ja zu einer Reform der inneren 
Strukturen, wir wollen Entbürokrati
sierung und mehr Flexibilität der 
Post, auch im Bereich des Perso
nals. Insbesondere sind wir für 
mehr Selbständigkeit und Unabhän
gigkeit, speziell was die ungerecht
fertigten Einvernehmensregelun
gen mit dem Bundesinnenminister, 
dem Bundesminister für Finanzen 
und dem Bundeswirtschaftsmini
ster anbelangt. Hier soll Dr 
Schwarz-Schilling seine Verspre
chen und Ankündigungen einlösen. 
Hier gibt es Handlungsbedarf ge
nug.

Tyll Necker

Ein erster Schritt in die richtige Richtung!

Die Deutsche Bundespost ist in 
ein Spannungsfeld heftiger po

litischer Auseinandersetzungen ge
raten. Nachdem die Regierungs
kommission Fernmeldewesen ihren 
Bericht zur Neuordnung der Tele
kommunikation im September 1987 
vorgelegt hat und der Bundesmini
ster für das Post- und Fernmelde
wesen gesetzgeberische Initiativen 
anstrebt, vermittelt die öffentliche 
Diskussion vielfach den Eindruck,

als sei die Deutsche Bundespost im 
Aufbruch in ein apokalyptisches 
Zeitalter Woran entzündet sich die 
Diskussion?

Bedingt durch die historische Ent
wicklung wird das Post- und Fern
meldewesen zu sehr als eine poli
tisch zu beeinflussende und zu ge
staltende öffentliche Verwaltung 
und zu wenig als wirtschaftlichen 
Gesetzen unterliegendes Dienstlei

stungsunternehmen verstanden. In
zwischen wächst allerdings die Ein
sicht: Die Funktionsfähigkeit des 
Post- und Fernmeldewesens ist nur 
gewährleistet, wenn sich der Staat 
auf den Kernbereich seiner Aufga
ben zurückzieht. Wirtschaftspoli
tisch betrachtet muß diese Orientie
rung mit dem Bemühen einherge
hen, den Fernmeldebereich als 
wichtiges Element einer innova- 
tionsorientierten Wirtschafts- und
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Ordnungspolitik zu verstehen. Da
her auch der Auftrag der Bundesre
gierung an die Regierungskommis
sion Fernmeldewesen im Jahre 
1985, Empfehlungen für eine zeitge
mäße Aufgabenerledigung im Fern
meldewesen auszuarbeiten.

Gründe für eine Reform

Bei allen divergierenden Ansich
ten dürfte in der Bundesrepublik in 
folgenden Punkten weitgehend 
Konsens bestehen:

□  Die Telekommunikation entwik- 
kelt sich zu einem Schlüsselbereich 
der modernen Volkswirtschaft. Sie 
wird nach Schätzungen der europäi
schen Kommission bis zum Jahre 
2000 den Stellenwert der Automo
bilindustrie einnehmen und indirekt 
mehr als 60%  der Beschäftigung 
stark beeinflussen.

□  Für eine Neuordnung des Fern
meldewesens besteht aus vielfälti
gen Gründen Handlungsbedarf. 
Das Ausmaß des Handlungsbe
darfs wird allerdings höchst unter
schiedlich eingeschätzt. Der Bedarf 
resultiert daraus, daß es sich um ei
nen hoch innovativen Markt han
delt, auf dem die Telekommunika
tion, die Bürokommunikation und 
die Datenverarbeitung schnell zu
sammenwachsen.

□  Damit sind richtige Weichenstel
lungen bei der Neuordnung derTele- 
kommunikation von höchster Wich
tigkeit auf dem Weg zu einer moder
nen Innovationsgesellschaft.

Was allen aufmerksamen Beob
achtern und Sachkennern von vorn
herein klar war, ist, daß eine Privati
sierung der Post nicht zur Diskus
sion gestanden hat und auch nicht 
zur Diskussion steht. Wer anderes 
behauptet, baut falsche Feindbilder 
auf.

Hat die Deutsche Bundespost in 
der Vergangenheit nicht ein lei
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stungsfähiges Angebot von Post- 
und Fernmeldediensten bereitge
stellt? Zweifel sind angebracht: Das 
Fernmeldemonopol, die weiten Er
messensspielräume in der Gebüh
renpolitik und die allzu weitgehende 
Ausdehnung des Prinzips der Da
seinsvorsorge haben Fehlentwick
lungen verursacht:

□  Die Fernsprechgebühren haben 
kaum noch eine Beziehung zu den 
verursachten Kosten, nachdem das 
Tarifbildungselement „Entfernung“ 
seine frühere Bedeutung verloren 
hat. Da aber der Fernsprechtarif der 
Ausgangspunkt für die Bemessung 
der meisten anderen Fernmeldege
bühren ist, verliert der häufig allein 
nach politischen Gesichtspunkten 
festgesetzte Preis im gesamten 
Fernmeldewesen seine Orientie
rungsfunktion. Ein Teil der Ungewiß
heit über die Akzeptanz neuer Fern
meldedienste hängt sicherlich mit 
der Unberechenbarkeit der Gebüh
renpolitik zusammen.

□  Die Fernsprechteilnehmer, ins
besondere die Unternehmen, finan
zieren neben den oft nicht kosten
deckenden Ortsgesprächen auch 
den Zuschußbedarf der gelben Post 
(1986: 2,2 Mrd, DM), die Fehlbe
träge der übrigen Fernmeldedien
ste (1986:880 Mill. DM), die Abliefe
rung an den Bund und die Eigenmit
tel für Investitionen.

Vor diesem Hintergrund ist die An
kündigung der Bundespost zu be
grüßen, eine kostengerechte Um
strukturierung der Fernsprechge
bühren schon aus betriebswirt
schaftlichen Erwägungen in Angriff 
zu nehmen. Eine Gebührenentla
stung in der Fernzone wird gerade 
auch den Bürgern zugute kommen, 
da diese in einem noch höheren 
Maße als die Unternehmen an den 
Ferngesprächen beteiligt sind.

Erfreulich ist auch, daß der Bun
desminister für das Post- und Fern

meldewesen durch die Vorlage sei
ner Konzeption zur Neuordnung 
des Post- und Fernmeldewesens zu 
erkennen gibt, daß die gewachse
nen traditionellen Strukturen nicht 
mehr in der Lage sind, den differen
zierten Bedürfnissen der Kunden 
zeitgemäß nachzukommen. Die vor
handenen institutionellen und ord
nungspolitischen Gegebenheiten 
an die veränderten Marktbedingun
gen anzupassen und ihnen durch 
eine Neustrukturierung mehr Flexi
bilität, mehr Marktnähe und Innova
tionsfähigkeit zu verleihen, sind 
Schritte, wenn auch vorsichtig an
gelegt, in die richtige Richtung.

Die Vorschläge des Bundespost
ministeriums zur Reform des Post- 
und Fernmeldewesens erstrecken 
sich auf zwei Schwerpunkte:

□  Neue ordnungspolitische Rah
menbedingungen mit dem Ziel von 
mehr Wettbewerb auf den Märkten 
des Fernmeldewesens,

□  Neustrukturierung der Deut
schen Bundespost.

Monopol unter 
Begründungszwang

Die ordnungspolitische Neuorien
tierung setzt sich zutreffend das 
Ziel, daß im Fernmeldewesen der 
Grundsatz des Wettbewerbs die Re
gel und das Monopol des staatli
chen Anbieters die zu begründende 
Ausnahme sein muß. Dieser Ge
danke ist richtig. In unserem Wirt
schaftssystem muß sich nicht derje
nige legitimieren, der mehr Wettbe
werb fordert. Vielmehr steht das Mo
nopol unter einem strikten Begrün
dungszwang. Die Grundsatzent
scheidung für mehr Wettbewerb ver
langt, wie auch von der Regierungs
kommission Fernmeldewesen vor
geschlagen, eine Trennung von ho
heitlichen und betrieblichen Aufga
ben. Folgerichtig geht das Postmini
sterium auch davon aus, zukünftig 
die unternehmerischen Aufgaben
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von drei öffentliclien Unternehmen, 
nämlich dem Postdienst, der Post
bank und der Telekom, wahrzuneh
men und nur die hoheitlichen Aufga
ben im Ministerium zu belassen

Nach den vorliegenden Gesetz
entwürfen hat sich allerdings die 
Bundesregierung bisher nicht dazu 
durchringen können, dem Vor
schlag der Regierungskommission 
Fernmeldewesen zu folgen und in 
einem dreijährigen Turnus eine 
Überprüfung des Netzmonopols 
vorzunehmen. Der vorgesehene 
Randwettbewerb im drahtlosen Be
reich (Rechtsanspruch Privater auf 
Errichtung von Satellitenfunkanla
gen mit niedrigen Bitraten) läßt aller
dings erkennen, daß der Bundes
postminister auch im Netzbereich 
über mehr Wettbewerb nachdenkt. 
In diese Richtung weist auch die Ab
sicht, daß ein privater Unternehmer 
ab 1989 mobile Funkdienste anbie
ten kann.

Auch bei den Diensten soll zu
künftig Wettbewerb zwischen Tele
kom und privaten Anbietern herr
schen. Die Möglichkeit privater 
Diensteanbieter, durch Anmieten 
von Übertragungsleitungen von Te
lekom Fernmeldedienstleistungen 
für Dritte zu erbringen, wird geeig
net sein, das Innovationspotential in 
diesem Bereich auf dem Wege des 
Wettbewerbs besser zur Entfaltung 
zu bringen. Der Telefondienst wird 
weiter im Monopol von Telekom ver
bleiben. Es ist jedoch abzusehen, 
daß aufgrund der technischen Ent
wicklung (ISDN) eine Abgrenzung 
und Sicherung des Telefonmono
pols immer schwieriger wird. Im Be
reich der Endgeräte soll nach den 
Vorstellungen des Postministers 
der Wettbewerb konsequent imple
mentiert werden. Die Aufhebung 
auch des Monopols für den Telefon
apparat am einfachen Hauptan
schluß ist für den 1.7. 1990 vorgese
hen.

Problematisch bleibt, daß künftig 
Monopolgewinne aus dem Telefon
fernverkehr marktverzerrend zur in
ternen Subventionierung von Wett
bewerbsdiensten der Post verwen
det werden. Durch Quersubventio
nierungen soll es der Deutschen 
Bundespost auch künftig möglich 
sein, die Kosten aus Infrastruktur
auflagen im Bereich der Pflichtdien
ste (besondere Leistungsauflagen, 
z. B. flächendeckendes Angebot, 
Tarifeinheit im Raum) durch Über
schüsse aus den Monopolberei
chen, d. h. vor allem aus dem Tele
fondienst, zu decken.

Hier liegt eine Schwäche des 
Konzepts des Bundespostmini
sters. Es müssen Regelungen ge
funden werden, die verhindern, daß 
Ausgleichszahlungen über das zur 
Abgeltung gemeinwirtschaftlicher 
Auflagen Erforderliche hinausge
hen und damit den Wettbewerb der 
Post mit privaten Diensteanbietern 
verzerren. Wegen der besonderen 
Bedeutung einer zügigen Entfal
tung der Mehrwertdienste und we
gen ihres technischen Zusammen
hanges mit den Basisdiensten sollte 
auch von vornherein vermieden 
werden, private Initiativen im Ange
bot von Basisdiensten restriktiv zu 
reglementieren. Da es nach wie vor 
möglich sein wird, einen finanziellen 
Ausgleich zwischen den Diensten 
eines Unternehmens und zwischen 
den Unternehmen selbst vorzuneh
men, ja sogar Ausgleichsmöglich
keiten zwischen Monopol und Wett
bewerbsdiensten zuzulassen, wird 
es entscheidend darauf ankom
men, diese Finanzierungsströme so 
gering wie möglich zu halten und 
mittelfristig abzubauen. Je geringer 
der Zwang ist, sich betriebswirt
schaftlich kostenorientiert zu verhal
ten, desto größer ist die Gefahr, daß 
private Wettbewerber sich im Markt 
nicht halten können.

Schließlich ist zu begrüßen, daß 
im Bereich des Personalwesens der

Postminister von restriktiven Rege
lungen des Beamfenbesoldungs- 
und Tarifrechts abrücken will. Wenn 
auch nur in bescheidenem Maße, 
sind die Ansätze dazu geeignet, in 
diesem Bereich den Leistungsge
danken besser zur Entfaltung kom
men zu lassen.

Anfang eines Reformprozesses

Das vom Bundespostministerium 
geplante Reformvorhaben ist geeig
net, in den großen Wachstumsberei
chen der neuen Dienste innovative 
Entwicklungen durch Wettbewerb 
zu fördern. Ein erster Schritt wird ge
tan. Natürlich kann man sich noch 
mehr Wettbewerb und weniger 
Staat im Post- und im Fernmelde
wesen wünschen. Fragen drängen 
sich auf: Würde noch umfassende
rer Wettbewerb nicht -  wie die Er
fahrungen aus Japan und Großbri
tannien lehren -  die Kosten mini
mieren, Investitionen optimieren, 
sachfremden Einfluß weiter zurück
drängen und das Angebot noch be
darfsgerechter ausrichten? Ich 
habe keine Zweifel und bin sicher, 
daß diese Themen auch weiterhin 
auf der Tagesordnung bleiben. Er
freulich ist, daß die Bundesregie
rung nunmehr einen Reformansatz 
in Bewegung setzt, der im Grund
satz in die richtige Richtung weist. 
Zu wünschen ist, daß das Konzept 
des Postministers nicht unter sach- 
fremdem politischen Druck verwäs
sert wird.

Die angestrebte Effizienzsteige
rung im Fernmeldewesen wird allen 
Bürgern -  also keineswegs nur be
stimmten Gruppen der Wirtschaft -  
zugute kommen. Die Erfahrungen 
mit Deregulierung im Ausland, der 
Druck schnell wachsender Anwen
dermärkte -  gepaart mit mehr Mut 
zu marktwirtschaftlichen Lösungen 
-  werden in Zukunft zeigen, daß der 
jetzt eingeschlagene Weg konse
quent weiterbeschritten werden 
muß. Die Weichen sind heute richtig 
gestellt.
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